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im Zeitraum  von drei M onaten. Dabei ist die F rist kalenderm äßig zu be­
rechnen. Die Tat muß innerhalb  dieser F rist m indestens dreim al began­
gen worden sein.

4. Die Tat kann nur m it Vorsatz begangen werden, der die Abw esen­
heit von der Truppe um fassen muß. Der T äter m uß wissen, daß er

sich eigenmächtig aus der Befehlsgew alt seiner Vorgesetzten begibt. Das 
trifft auch fü r die un ter 24 S tunden begangenen H andlungen zu, soweit sie 
str. V erantw . nach § 255 Abs. 2 begründen.

Bedingter Vorsatz ist möglich. E r w ird z. B. dann gegeben sein, wenn 
der T äter sich dam it abfindet, daß seine A bw esenheit nicht gebilligt w ird, 
er die T at aber trotzdem  verw irklicht (z. B. A usdehnung einer nicht be­
fristeten  D ienstreise fü r Privatzwecke).

5. Die unerlaubte Entfernung ist ein Dauerdelikt. Der T äter begibt sich 
aus der Befehlsgew alt seiner Vorgesetzten. Dieser Zustand w ird  erst

durch seine Rückkehr, E rgreifung oder Selbststellung vor einem  S taats­
organ beendet. Vollendet ist die Tat, w enn der T äter einen solchen Zu­
stand herbeiführt, daß eine Verfügung über ihn durch seine Vorgesetzten 
oder andere berechtigte Personen nicht m ehr möglich ist.

6. G egenüber § 257 ist § 255 das speziellere Gesetz. H at der T äter z. B. 
trotz A usgangsverbot illegal das O bjekt verlassen, so kom m t — bei

E rfüllung des Tatbestandes — § 255 zur A nwendung. Die unerlaub te Ent­
fernung ist selbst eine Form  des Ungehorsams. M it anderen Tatbeständen, 
z. B. den §§ 261 bis 265, ist Tateinheit möglich.

§ 256

W ehrdienstentziehung und Wehrdienstverweigerung
(1) Wer sich dem Wehrdienst durch Täuschung entzieht 

oder sich weigert, den Wehrdienst zu leisten, wird mit Frei­
heitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Verurteilung auf Be­
währung oder mit Strafarrest bestraft.

(2) Ebenso wird bestraft, wer mit dem Ziel, seine Dienst­
fähigkeit zu beeinträchtigen, sich Verletzungen oder andere 
Gesundheitsschäden beibringt oder durch andere Personen 
beibringen läßt oder wer eine Dienstunfähigkeit vortäuscht.

(3) Der Versuch ist strafbar.
(4) Wer die Tat im Verteidigungszustand begeht, wird mit 

Freiheitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

1. Diese Norm dient der Sicherung der konsequenten E rfüllung der 
staatsbürgerlichen Pflicht zur ordnungsgem äßen A bleistung des 

W ehrdienstes. Dabei geht es vor allem  um  den Schutz der Einsatzbereit­
schaft der Truppe vor solchen H andlungen w ie S im ulantentum , Selbst-


